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Tischvorlage für die 36. Dienstbesprechung für die Leiter der staatlichen Schulberatungsstellen am 7. Juli 2000 im Bayerischen Staatsministerium

(Revidierte Fassung vom 15. August 2000)

Stellungnahme des Referats VII/7:

Frage:
Wie ist die Planung für die Umsetzung der KMK‑Bestimmungen bzgl. des Erwerbs der Fachhochschulreife?

Antwort:

Nach den Planungen des Staatsministeriums tritt ab dem Jahr 2002 die geänderte


Prüfungsordnung für die Ergänzungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife


(ErgPOFHR) in Kraft. Danach müssen sich Absolventen einer Fachakademie oder


Fachschule einer schriftlichen Prüfung in Englisch oder Mathematik unterziehen.


Die übrigen Fächer (Deutsch, Mathematik oder Englisch, Wirtschafts‑/


Sozial​​​kunde) werden aus dem Abschlusszeugnis übernommen. Die Vorbereitung


auf die Ergänzungsprüfung ist weitgehend in die Ausbildung integriert, zum Teil ist


Zusatzunterricht erforderlich.


Mit‑ bestandener Ergänzungsprüfung erwirbt man eine bundesweit gültige


Fachhochschulreife.

Diese Regelung gilt nicht für Meister, Bewerber mit dem Zeugnis über das Bestehen einer vom Staatsministerium für Unterricht und Kultus der Meisterprüfung gleichgestellten beruflichen Fortbildungsprüfung (z.B. Bilanzbuchhalter, Fachwirt) und Absolventen von Fachschulen mit einer Unterrichtsdauer von weniger als 2 Jahren sowie für Absolventen einer mindestens zweijährigen Fachschule oder Fachakademie, die den entsprechenden Unterricht in Deutsch, Mathematik, Englisch und Wirtschafts‑/Sozialkunde nicht hatten. Dieser Bewerberkreis muss sich einer schriftlichen Prüfung in Deutsch, Englisch und Mathematik unterziehen. Die so erworbene Fachhochschulreife gilt nur in Bayern.

Im Rahmen des als Schulversuch laufenden doppeltqualifizierenden Bildungsgangs "Duale Berufsausbildung und Fachhochschulreife" an der Berufsoberschule können besonders leistungsfähige junge Menschen an den Standorten Dingolfing, Erlangen und Ingolstadt in drei Jahren zu einer anspruchsvollen Berufsausbildung (Energieelektroniker, Industriemechaniker) und zur Fachhochschulreife gelangen.

Zugangsvoraussetzung ist u.a. mindestens die Note "befriedigend" in den Fächern

Deutsch, Englisch und Mathematik im Zeugnis über den mittleren Schulabschluss.

Eine Ausweitung dieses Schulversuchs ist nicht vorgesehen; der Eintritt ist

letztmalig zum Schuljahr 2001/02 möglich.

Frage:
Ist eine Hochschulzugangsmöglichkeit für Berufstätige in bestimmten Fällen vorgesehen?

Antwort:
Nachdem der Bayerische Landtag das Bayerische Ges,etz über das Erziehungs‑ und Unterrichtswesen zum 1. August 2000 entsprechend geändert hat, ist es nunmehr möglich, Absolventen von Fachakademien, von Fachschulen mit staatlicher Abschlussprüfung, Meistem und Absolventen gleichgestellter beruflicher Fortbildungsprüfungen (z.B. Fachwirten, Fachkaufleuten) den Weg zu einem ihrem Fortbildungsberuf entsprechenden Studiengang an der Fachhochschule zu erleichtern. Mussten bislang schriftliche Prüfungen in Deutsch, Englisch, Mathematik und einem beruflichen Fach sowie in der Regel mündliche Prüfungen in Sozialkunde und einer Naturwissenschaft abgelegt werden, reicht für den Erwerb der fachgebundenen Fachhochschulreife für die genannte Klientel künftig eine schriftliche Prüfung in Deutsch und entweder Mathematik (für technische Studiengänge) oder Englisch (für nichttechnische Studiengänge) und eine mündliche Prüfung in den Grundlagen des gewählten Studiengangs. Damit wird die Prüfung von sechs Fächern auf drei reduziert. Die Prüfungsordnung wird derzeit erarbeitet; die ersten entsprechenden Prüfungen sollen im Frühsommer 2001 stattfinden.

Das Wissenschaftsministerium erwägt darüber hinaus, in einem Modellversuch an zwei Fachhochschulen ein halbjähriges Propädeutikurn zur Vorbereitung auf das Studium der Studiengänge Maschinenbau und Elektrotechnik einzurichten, das Meistem mit einschlägiger Prüfung und Absolventen gleichgestellter beruflicher Fortbildungsprüfungen offen stehen soll. Auch dieses Propädeutikum soll mit einer Prüfung in Deutsch, Mathematik und in den Grundlagen des gewählten Studiengangs abgeschlossen werden. Während die Lehrgänge an öffentlichen Fachschulen zur Vorbereitung auf die Ergänzungsprüfung in der Regel berufsbegleitend absolviert werden, ist für das Propädeutikum ein einsemestriges Vollzeitstudium vorgesehen.

Das überarbeitete Verzeichnis der beruflichen Vorbildung und ihrer Zuordnung zu den Ausbildungsrichtungen der Berufsoberschule wird demnächst veröffentlicht. Es kann von der Homepage der Ministerialbeauftragten für die Berufsoberschulen und Fachoberschulen in Ostbayem (http://www.straubing.baynet.de/‑mbost) heruntergeladen werden. 
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‘Ref. VII/7:





Personelle Ausstattung, der Schulberatung im Schuljahr 1999/2000 im Bereich der Volksschulen

	Regierungsbezirk
	Klassen
	Schüler
	Beratungslehrer davon

qualifiziert
	Schulpsychologen

Anrechnungsstunden

6
8
20
	Gesamtversorgung

Lehrer
Stunden

	Oberbayern
	10.564
	251.746
	520
223
	123
10
12
	665
2.341

	Niederbayern
	3.881
	91.989
	111
109
	6
5
3
	125
649

	Oberpfalz
	3.470
	83.276
	93
68
	3
3
3
	102
553

	Oberfranken
	3.383
	80.256
	149
79
	6
2
8
	165
633

	Mittelfranken
	4.866
	115.924
	360
121
	23
5
2
	390
862

	Unterfranken
	4.251
	101.858
	113
103
	3
2
7
	125
708

	Schwaben
	5.619
	133.590
	132
92
	10
8
2
	152
932

	Bayern
	36.034
	858.639
	1.478
795
	174
35
37
	1.724
6.678


Schulpsychologen und Schulpsychologinnen im staatlichen Schuldienst


1986/87
1994/95
1999/2000

Volksschule
25
171
253

Förderschulen
5
11
14

Realschulen
5
20
31

Gymnasien
34
70
88

berufliche Schulen
6
8
10

Insgesamt
75
280
396

Anlage zur Tischvorlage bei der 36. Dienstbesprechung. 

[Karl Hagemeister hatte einen Aufsatz in der Zeitschrift „Pädagogik“ 2/2000 veröffentlicht.]

Beratungslehrer und Beratungslehrerausbildung in 

Schleswig‑Holstein:

Von 1978 bis 1985 absolvierten etwa 250 Beratungslehrer eine einjährige Ausbildung, die mit einer mündlichen Fallbearbeitung abschloß. Von ihnen sind noch rund 100 tätig. Einen regulären Stundenausgleich gibt es nicht; die ausgebildeten Beratungslehrer müssen mit ihrer Schule individuell aushandeln, ob sie aus deren pädagogischem Pool Stunden genehmigt bekommen. Darüber hinaus gab es von 1989 bis 1995 für Gymnasiallehrer eine Ausbildung zum sogenannten Praxisberater durch das Institut für Praxis und Theorie der Schule (IPTS)‑Kiel. Die Stadt Kiel hat auf eigene Initiative von 1985 an und nach zwischenzeitlicher Pause von 1994 an erneut Lehrer als Berater ausgebildet. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt bietet der Verband der Beratungslehrer in Schleswig‑Holstein einen einjährigen Kurs zur Erweiterung der Beratungskompetenz an, der von den Teilnehmern selbst bezahlt wird‑ Das Institut für Schule und Praxis hat diesen Kurs als förderungswürdig anerkannt. Kontaktadresse: Verband der Beratungslehrer in Schleswig‑Holstein 1992 e.V., Kieler Str.20, 24582 Bordesholm. 

Im Vergleich dazu die anderen Bundesländer:

Rheinland‑Pfalz:

Bis 1982 wurden etwa 600 Beratungslehrer ausgebildet, danach wurde die Ausbildung eingestellt. Etwa 120 von ihnen sind noch tätig, ohne daß sie einen geregelten Stundenausgleich erhalten. Ähnlich wie in Schleswig‑Holstein müssen Ausgleichsstunden individuell aus dem Pool der Schulen bewilligt werden. 

Die Art der Ausbildung wurde mehrfach modifiziert. Viele Beratungslehrer können ihre Aufgabe dadurch nicht mehr wahrnehmen, da sie in Schulleitungen berufen wurden. Die Supervision durch Schulpsychologen wurde entsprechend der kleiner werdenden Zahl von Beratern immer weniger wahrgenommen.

Hessen:

In Hessen gibt es keine Beratungslehrer. Stattdessen war vorgesehen, die Arbeit mit schwierigen Schülern durch eine größere Anzahl von Schulpsychologen wahrzunehmen. Seit 1987 wurde auch dieser Bereich von Einsparmaßnahmen betroffen. 

Dessen ungeachtet sind aber ungefähr 900 Lehrer, die unmittelbar dem Ministerium unterstellt sind, in der Sucht‑ und Drogenprävention aktiv. Sie erhalten nach Angaben der Behörde Entlastungsstunden. 

Das Hessische Institut für Lehrerfortbildung bietet Seminare in Bezug auf Schulentwicklung , Systemische Beratung und Beratungen von Schule und Lehrer in Einzelfallhilfe an.

Baden‑Württemberg:

Vor dem Hintergrund einer kontinuierlichen einjährigen Ausbildung arbeiten gegenwärtig ungefähr 1400 Lehrer in der Beratung. Die Abschlußprüfung des Ausbildungsganges sieht eine Fallarbeit und eine anschließende halbjährige Probezeit vor. Für Beratungslehrer werden üblicherweise drei, von einer Anzahl von 750 betreuten Schüler an vier Stunden gewährt. Beratungslehrer können in Baden‑Württemberg auch mehrere Schulen betreuen. Die Supervision der Lehrer wird von Schulpsychologen wahrgenommen. 

Pro Schuljahr werden 50 bis 60 Lehrer ausgebildet. Ihre Aufgabenfelder sind Laufbahnberatung,

Betreuung bei Lern‑ und Leistungsschwierigkeiten, Leitung von Gesprächskreisen mit Eltern und Kollegen. Eine Zusammenarbeit mit außerschulischen Beratungen organisieren die Lehrer selbständig im Arbeitsumfeld. In Sonderschulen für Lernbehinderte werden BeratungslehrerInnen nicht eingesetzt. 

Es gibt einen Verband der Beratungslehrer 88634 Herdwangen, Herr Erhard Holler Schlosserhof.

Bayern:

Die Qualifikation zum Beratungslehrer kann seit 1978 (BayLBG) für alle Lehrämter an öffentlichen Schulen bereits im Studium erworben werden. Eine Prüfung und ein Zeugnis sind durch Lehramtsprüfungen I und II geregelt. Darüber hinaus ist in Abstimmung mit dem Kultusministerium und in Verbindung mit einer Funktionsstelle (A15) die Ausbildung zum Schuljugendberater an einer Pädagogischen Hochschule möglich. 

An Grund‑ und Hauptschulen steht der Schulberatung pro 195 Schüler eine Anrechnungsstunde zur Verfügung. Beratung mit hoher Arbeitsbelastung kann bis zu sechs Ausgleichsstunden bekommen. Dies wird mit den Schulämtern abgestimmt. In Realschulen wird eine Stunde Beratung gewährt. Gymnasien und berufliche Schulen haben keine generelle Regelung. Hier werden Beratungsstunden individuell aus dem Stundenpool der betreffenden Schule gewährt. 

Die Ausbildung zum Beratungslehrer während des Studiums umfaßt jeweils 20 Semesterstunden Psychologie und Pädagogik sowie Soziologie. Eine schriftliche und mündliche Prüfung ist vorgesehen. Eine Besonderheit ist das eigenständige Konzept der Stadt Nürnberg, die eine Reihe Lehrer speziell mit dem Ziel der Gewaltprävention ausgebildet hat. Mehrere Schulen der Stadt sind im Internet mit Beratungsangeboten vertreten. 

In Bayern gibt es seit 1996 eine Richtlinie zur Zusammenarbeit von Jugendämtern und Schulen. Darin ist festgelegt, daß die Zusammenarbeit sich auf Schulpsychologen, Schulärztlichen Dienst Erziehungsberatungsstellen, Jugendämter und Arbeitsämter erstreckt. Auch freie Träger sind als Kooperartionspartner vorgesehen. Der Schulberater arbeitet in erster Linie als Schullaufbahnberater, kann aber auch bei besonderen Schwierigkeiten hinzugezogen werden. Ansprechpartner im Ministerium ist Herr Ministerialrat Fromholzer, Salvatorstr.2 80327 München, Tel. 089/2186‑2344. 

Die staatlichen Schuljugendberater (s.o.) werden in 9 Schulkreisen Bayerns eingesetzt: Oberbayern‑Ost, Oberbayern‑West München, Niederbayern, Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfranken, Unterfranken, Schwaben. Sie betreuen fachlich (Dienstbesprechungen) die Beratungslehrer und sind auch für deren Fortbildung zuständig. Verbandsanschrift: Beratungslehrer in Bayerp, Herr Heribert Weinberger, Robert‑Kirchhoff‑Str.3 1,

97074 Würzburg.

Anzahl der Beratungslehrer in Bayern:

Grund‑ und Hauptschulen
607

Förderschulen
69

Realschulen
73

Fachoberschulen
32

Gymnasien
254

weitere berufliche Schulen
146

Nordrhein‑Westfalen:

Seit 1985 und 1997 ‑ durch einen Runderlaß erweitert ‑ gibt es eine zweijährige Ausbildung für

Beratungslehrer. Inzwischen sind etwa 2000 Berater in den Schulen tätig. Sie arbeiten insbesondere mit auffälligen Schülern, wobei sie auch einem präventiven Ansatz folgen. Bis zu fünf Ausgleichsstunden wöchentlich werden für diese Arbeit gewährt. Im allgemeinen wird eine Stunde für 200 Schüler, in Brennpunktschulen eine Stunde für 100 Schüler zugrundegelegt. Supervision wird durch den Schulpsychologischen Dienst angeboten. Das Landesinstitut für Schule und Weiterbildung nimmt die Fortbildung dieser Lehrkräfte landesweit wahr. Im jüngsten Erlaß von 1997 wird daraufhingewiesen, daß alle Lehrkräfte Beratung wahrnehmen müssen, die Schule aber selbständig entscheidet, ob dafür auch speziell ausgebildete Kräfte notwendig sind. Ergänzend dazu wird darauf hingewiesen, daß ein schuleigenes Beratungskonzept als Teil des Schulprogramms möglich ist. Eine Zusammenarbeit mit anderen Beratungsstellen wird schon während der Ausbildung durch Hospitationen vorbereitet und ist im Erlaß ausdrücklich vorgesehen. Eine Prüfung ist nicht vorgeschrieben. 

Die Beratungslehrkräfte des Landes werden durch einen Verband c/o Herrn Peter Gatermann, Neuenkamper Weg 42, 42799 Leichingen und c/o Herrn Knut Neuschäfer, Martinsweg 11, 59269 Beckum vertreten.

Bremen:

In Bremen wird seit 1996 ein einjähriger Kurs mit den Titel »Fortbildung zum Erwerb der besonderen psychosozialen Beratungskompetenz« angeboten, der sich eng an die niedersächsische Beraterausbildung anschließt. Bislang sind damit 46 Lehrer ausgebildet worden. Sie erhalten einen Stundenausgleich von einer bis hin zu sechs Stunden. Schon während der Ausbildung wird auf enge Kooperation mit dem Jugendamt und dem Amt für soziale Dienste geachtet. Eine Supervision wird über das Landesinstitut Für Schule und Schulpsychologischen Dienst angeboten. Das Hauptbetätigungsfeld dieser Lehrer ist die Sekundarstufe I. Vor allem wird Einzelfallarbeit geleistet, daneben gibt es aber auch Projekte in der Sekundärprävention (Sucht, Vorbeugung von Lemversagen). Die Lehrer werden durch den niedersächsischen Verband vertreten.

Saarland:

Im Saarland sind keine Beratungslehrer ausgebildet worden und somit auch in der Schulpraxis nicht bekannt.

Sachsen:

Das Bundesland Sachsen bildet seit 1992 Beratungslehrer aus. 1400 Lehrer und Lehrerinnen stehen in der Beratungspraxis und erhalten zwei bis vier Entlastungsstunden je nach Anzahl der Schüler ihrer Schule. Allerdings ist für das Jahr 2001 vorgesehen, diese Ausbildung einzustellen, die bislang zeitlich auf ein Jahr berufsbegleitend festgelegt ist. Eine Abschlußprüfung ist vorgesehen. Die Begleitung und Fortbildung dieser Lehrkräfte geschieht durch zentrale und regionale Lehrerfortbildung und durch Schulpsychologen in sogenannten Fallbesprechungsgruppen. Sie werden in allen Schultypen eingesetzt und die Arbeitsschwerpunkte sind: Auffällige Jugendliche und Kinder, Präventionsarbeit im Suchtbereich, Schullaufbahnberatung und Berufsorientierungsberatung.

Sachsen‑Anhalt:

In Sachsen‑Anhalt gibt es nach Auskunft des Ministeriums keine Beratungslehrer. Eine Klassenleiterbegleitausbildung versucht mit ähnlichen Inhalten wie die Beratungsausbildung, die Klassenleiterkompetenz zu erhöhen.

Brandenburg:

An der Universität Brandenburg werden jährlich 100 Lehrkräfte zu Beratungslehrern ausgebildet. Es werden jedoch keine Lehrer als Beratungslehrer in der Schule eingesetzt.

Hamburg:

Seit 1952 besteht kontinuierlich eine jeweils zweijährige Ausbildung von Beratungslehrern, die vom Amt für Schule/Schülerhilfe, Eiffestr.664b, 20537 Hamburg, geleitet wird. Diese Ausbildung hat eine Kapazität von 64 TeilnehmerInnen pro Jahrgang und wird ohne Prüfung abgeschlossen. Die Stadt setzt Beratungslehrer, die in der Regel fünf Ausgleichsstunden pro Woche erhalten, in allen Schularten ein. In den großen Schulen (vor allem Gesamtschulen) ist ein Schulpsychologe mit einer Drittel‑Planstelle zugeordnet. Fortbildung und Supervision regelt das Institut für Lehrerfortbildung. Die ausgebildeten Beratungslehrer sind tätig in den Arbeitsfeldern: Schwierige Kinder und Jugendliche, Präventionsaufgaben, Berufsberatung. Einzelfallarbeit und auch die Arbeit mit Gruppen wird geleistet.

Niedersachsen:

In diesem Bundesland werden Beratungslehrer seit 1978 in zweijährigen Fernstudienlehrgängen ausgebildet. Die Fortbildung beginnt mit einem dreitägigen Seminar und umfaßt neben den Fernstudienbriefen einen einwöchigen Kompaktkurs pro Halbjahr. Eine gewisse Schulpraxis (min. drei Jahre) ist Voraussetzung für die Bewerbung. Eine schriftliche Fallarbeit und eine mündliche Prüfung schließen die Fortbildung ab. 

Nach Angaben des Kultusministeriums arbeiten zur Zeit landesweit rund 1700 Beratungslehrer in allen Schultypen. Eine Supervision findet nicht statt. Zwar kooperieren die BeratungslehrerInnen mit den Schulpsychologen, über eine regelmäßige Zusammenarbeit mit anderen außerschulischen Beratungssystemen des sozialen Bereiches hat die Behörde jedoch keine Erkenntnisse. 

Den Beratungslehrern werden wöchentlich bis zu fünf Entlastungsstunden eingeräumt, wobei deren Anzahl von der Größe der Schule abhängt: 0‑250 Schüler = 3 Stunden, 251‑ 500 Schüler = 5 Stunden. 

In größeren Schulen werden mehrere Beratungslehrer eingesetzt, so daß jeder ausgebildete Lehrer nicht mehr als fünf Entlastungsstunden erhält. In Brennpunktschulen sind Ausnahmen möglich. Die Beratungslehrer Niedersachsens werden vertreten durch den Verband der Beratungslehrerinnen und Lehrer c/o Oldenburg‑Kolleg, Theodor‑Heuß‑Str.75, Oldenburg, Tel. 0441‑54071, oder Eckhart Stolt (VBN), Nicolaiweg 11b, 26131 Oldenburg.

Berlin:


In der Bundeshauptstadt gibt es keine Beratungslehrerausbildung. Mitarbeiter im

Schulpsychologischen Dienst können hier besonders ausgebildete Lehrer in pädagogischer

Psychologie, Sonderschullehrer oder Diplompädagogen werden. Lehrer im Schuldienst, die

gleichzeitig Mitarbeiter im Schulpsychologischen Dienst sind, erhalten vier Ausgleichsstunden. Sie werden auf Anforderung einzelner Schulen eingesetzt.

Mecklenburg‑Vorpommern:

In diesem Bundesland sind Beratungslehrer für die Themen Umwelt und Gesundheitserziehung, Sucht und Gewaltprävention zuständig. Die Fortbildungen dazu sind jedoch ausgelaufen. . Gegenwärtig sind nach Auskunft des Kultusministeriums an jeder Schule in den Kreisen und kreisfreien Städten solche Lehrer eingesetzt. Die Fortbildung ist durch das Landesinstitut für Schule und Ausbildung organisiert. Eine Stundenanerkennung für diese Tätigkeiten ist vorgesehen, bislang im Erlaß aber nicht geregelt.

Thüringen:

Hier arbeiten knapp 1500 Lehrer und Lehrerinnen in der Beratung. Sie verfügen über 4000 Ausgleichsstunden, dies entspricht etwa 3,5 Ausgleichsstunden pro Lehrkraft. Die Berater werden speziell ausgebildet und arbeiten mit anderen Beratungsträgem zusammen. Das Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien ist für die Fortbildung dieser Lehrer verantwortlich. Sie werden in allen Schultypen eingesetzt und die Aufgabenfelder sind: Schullaufbahnberatung, Einzelfallhilfe, Suchtprävention und Systemberatung.

Bundesweit existieren an folgenden Universitäten Lehrstühle oder Abteilungen für Beratungsfragen: Universität Bochum, Universität Flensburg, Universität Oldenburg, Universität Bielefeld, Universität Potsdam, Universität Hamburg

Zusammenfassung:

Die Situation von Beratern und Beraterinnen ist sehr heterogen. In den südlichen Bundesländern ist sie offenbar durch Erlässe und eine großzügige Stundenausgleichsregelung privilegiert ‑ bedingt auch durch eine bessere Haushaltslage. Andererseits gibt es Länder, in denen Beratungspraxis nicht unterstützt wird, wie in Rheinland‑Pfalz, Saarland, Schleswig‑Holstein und Berlin. In diesen Ländern wird auch nicht ausgebildet. Bayern hat die Ausbildung auf Hochschulen und Universitäten verlagert, wo eine Spezialausbildung angeboten werden kann. Andere Länder haben dies den Lehrerfortbildungsinstituten auferlegt. Wiederum andere haben die Schulpsychologischen Dienste in die Verantwortung genommen. Es wäre sicherlich förderlich, die Qualifikation eines Beratungslehrers in das Fundamentum eines modernen Pädagogen als Teil des Studiums und der Praxisausbildung zu integrieren. Zweckmäßig wäre es dann, die Lehrerfortbildungsinstitute für eine entsprechende Fortbildung/Weiterbildung zu verpflichten. Leider konnten die Universitäten und Hochschulen dies in den vergangenen 15 Jahren nur eingeschränkt leisten. So sind Übergangslösungen ‑ wie von manchen Ländern praktiziert ‑ notwendig, und der Bildungspolitik der Zukunft bleibt es vorbehalten, die Methodik der Beratung in Praxis und Theorie des modernen Lehrkräftestudiums zu verankern.

Aus den Erlässen der 70er Jahre ist als Begründung für die Einführung von Beratern zu interpretieren, daß Hilfen im komplexen Bildungssystem als eine Art von Laufbahnberatung angeboten wurden. Ob dies auch als politische Begründung für die Mittelbewilligung fungierte, sei dahingestellt. Entgegen den Erlaßvorgaben nutzten zahlreiche Länder diese Situation als eine Möglichkeit, um »Experten« für auffällige Schüler in die Schulen zu bekommen. Diese Unklarheit in der Zielbestimmung löste komplexe Diskussionen aus. Eine beispielhafte Argumentationsfigur: Der Klassenlehrer solle diese Aufgaben lösen, damit Problemschüler nicht »weggeschoben« würden. Die integrative Kraft des Klassenleiters wurde entsprechend betont. Darüber hinaus entstand eine informelle Diskussion über »Minipsychologen« in der Schule, die mit fragwürdigen Methoden Therapie betrieben. Diese Argumente wurden von Entscheidungsträgem in den Ministerien immer dann verwendet, wenn Argumente für eine Beendigung der Ausbildung zur Diskussion standen. Freilich liegt die Vermutung nahe, daß eigentlich der immer enger werdende finanzielle Spielraum einiger Bundesländer diese Argumentation begründete. Die Beispiele Rheinland‑Pfalz und Schleswig‑Holstein lassen diese Interpretation zu. Dennoch beurteilen einige Bundesländer diese Sachlage offenbar anders und arbeiten derartig erfolgreich mit Beratungslehrern, daß die Ausbildung fortgeführt oder sogar neu begonnen wird, wie in Bremen und Nordrhein‑Westfalen. Vor allem in den neuen Bundesländern wurde der Gedanke der präventiven Arbeit von Beratung in die neuen Erlässe hineingearbeitet ‑ wie beschrieben mit unterschiedlichen Ergebnissen.

Gedanken zur Zukunft:

Die Erlässe der 70er Jahre bedürfen einer Revision. Neuere Diskussionen über Prävention, die Schulung von emotionalen und sozialen Kompetenzen und Vernetzung innner‑ und außerhalb der Schule sollten aufgenommen werden. Gerade in einer Zeit, in der die Schulen und die Öffentlichkeit zunehmende Gewalt beklagen, scheint es vernünftig, in den Schulen Lehrer mit spezieller Qualifikation vorzuhalten, die die Methoden der Prävention und der Beratung kennen und diese multiplikatorisch weitergeben können. 

Freilich kann ein Berater keineswegs allein arbeiten. Notwendig sind Vernetzung mit anderen Beratungsträgergruppen, Fortbildung und Supervision. Entsprechende Ansätze finden sich in den Erlässen von Bayern, Nordrheinwestfalen, Mecklenburg‑Vorpommern und Nordrhein‑Westfalen.

Wenn es gelingen könnte, Methoden der oben skizzierten Arbeit in das Curriculum der ersten und zweiten Ausbildungsphase von Lehrern, Erziehern, Sozialpädagogen und Diplompädagogen zu integrieren, könnten Erziehungseinrichtungen bald über entsprechend gutausgebildete Fachleute verfügen. 

So hat es auch Versuche gegeben, Beratungsarbeit bundesweit bekanntzumachen: ‑Bundesweites Treffen von Beratungslehrern in Hildesheim Veranstalter:Universität Hildesheim 1990 

‑eine Arbeitstagung in Hamburg zum Thema Tätigkeit und Ausbildung von Beratungslehrem 1990 

‑Eine Fachtagung in 1996 in Kiel, diese hatte die Vorstellung von Beratungssystemen als Schwerpunkt 

‑ 1998 Potsdam Fachtagung: Beratungslehrkräfte zwischen Idealismus und Profession

Dies erscheint als zu wenig, immerhin gibt es Beratungsarbeit im speziellen Sinne seit ca. 25 Jahren. Unter der Federführung des Bundesbildungsministeriums und einer erneuten Diskussion in der KMK‑Konferenz könnten der Austausch von Beratungsmethoden und das Kennenlernen verschiedener Beratungssysteme der einzelnen Bundesländer Inhalt bundesweiter Beratertreffen sein.

Quellen: Tätigkeit und Ausbildung von Beratungslehrern, Universität Hamburg 1990

Eigene Befragung 1998/99 mit Unterstützung der Aktion Jugendschutz in Kiel

22.8.99 Karl Hagemeister

